
entspricht. Die allseitige Erfüllung aller mit dem Grund­
recht auf Arbeit verbundenen arbeitsrechtlichen Rechte 
und Pflichten steht in untrennbarem Zusammenhang 
mit der Erfüllung der Hauptaufgabe.
Die sich daraus für die einzelnen Betriebe, Arbeitskol­
lektive und Werktätigen ergebenden Aufgaben können 
nicht gelöst werden, wenn nicht zugleich die vom Ar­
beitsrecht gestellten Aufgaben und die sich daraus er­
gebenden Rechte und Pflichten strikt wahrgenommen 
und erfüllt werden. Die Verwirklichung des sozialisti­
schen Arbeitsrechts ist zugleich Voraussetzung dafür, 
daß die demokratischen Aktivitäten der Werktätigen 
zum Schutz der sozialistischen Staats- und Gesellschafts­
ordnung und des sozialistischen Eigentums sowie zur 
Erhöhung von Ordnung, Disziplin und Sicherheit im 
Betrieb und im Wohngebiet zielstrebig gefördert und 
entwickelt werden.
Die im Programm der SED gestellte Forderung, „die 
Tätigkeit der Justiz- und Sicherheitsorgane ... noch 
enger mit der gesellschaftlichen Aktivität zur Durch­
setzung der sozialistischen Gesetzlichkeit und zur Ge­
währleistung von Ordnung und Sicherheit“ zu verbin- 
den/10/, ist besonders auf dem Gebiet des Arbeitsrechts 
zu verwirklichen. Durch die differenzierte Wahrneh­
mung seiner Rechte in Arbeitsrechtsverfahren fördert 
der Staatsanwalt das Bemühen der Arbeitskollektivei 
eine hohe Arbeitsdisziplin zu erreichen, die vorbildliche 
Verwirklichung der gesetzlichen Bestimmungen in der 
Produktion zu sichern und die allgemeine Durchsetzung 
der sozialistischen Verhaltensweisen wirksam zu unter­
stützen.
Bisherige Erfahrungen zeigen, daß viele Arbeitskollek­
tive stärker dazu übergehen, ihre Verpflichtungen noch 
wirksamer mit der Lösung der Produktionsaufgaben zu 
verbinden. Das hat der Staatsanwalt bei seiner weiteren 
Arbeit auf dem Gebiet des Arbeitsrechts zu berücksich­
tigen. Schwerpunkt ist dabei die von den Kollektiven in 
den Vordergrund gerückte Aufgabe, den Gesundheits- 
pnd Arbeitsschutz durchzusetzen, Havarien und Brände 

_ zu vermeiden, die Arbeitszeit voll auszunutzen und die 
vorbeugende Tätigkeit gegen Straftaten zu verstärken. 
Immer mehr Kollektive machen sich darüber Gedanken, 
wie sie zur Beseitigung von Ursachen und begünstigen­
den Bedingungen für Rechtsverletzungen und Rechts­
streitigkeiten beitragen können.
Einen wesentlichen Anteil an der Bekämpfung und 
Überwindung von Rechtsverletzungen, an der Förderung 
der Bestrebungen der Arbeitskollektive und Werktäti­
gen zur Erhöhung von Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit, an der Rechtspropaganda und an der Durchsetzung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit haben die Konflikt­
kommissionen. Es ist Pflicht jedes Staatsanwalts, die 
Konfliktkommissionen allseitig zu unterstützen und 
gleichzeitig dafür Sorge zu tragen, daß die an den 
Staatsanwalt übersandten Beschlüsse (vgl. § 19 Abs. 3 
KKO) auf ihre Übereinstimmung mit den Rechtsvor­
schriften überprüft und ungesetzliche Beschlüsse ange- 
fochten werden. Das Überprüfungsergebnis ist mit der 
Konfliktkommission auszuwerten, und es sind kamerad­
schaftliche Hinweise für die künftige Arbeit zu geben. 
Die bei der Erfüllung dieser Aufgaben gewonnenen Er­
kenntnisse sind mitbestimmend dafür, mit welcher Ziel­
stellung, mit welchen Methoden und in welchem Um­
fang der Staatsanwalt die Gesetzlichkeitsaufsicht durch 
seine Tätigkeit im konkreten Arbeitsrechtsverfahren 
verwirklicht. Diese Erkenntnisse berücksichtigt der 
Staatsanwalt, wenn er z. B. gegen den fehlerhaften Be­
schluß einer Konfliktkommission Einspruch einlegt, im 
Verfahren vor dem Kreisgericht mitwirkt oder gegen 
dessen Urteil Protest erhebt. Dabei kommt es stets auf

/10/ Vgl. Programm der SED, a. a. O., S. 43.

die erreichte gesellschaftliche Wirksamkeit der Maß­
nahme an und nicht auf eine Vielzahl von Aktivitäten. 
Unter diesem Blickwinkel ist auch die gesamte Tätig­
keit des Staatsanwalts in ZFA-Verfahren einzuschätzen.

Die Möglichkeiten des Staatsanwalts zur Mitwirkung 
in ZFA-Verfahren

Der Verwirklichung der Aufsichtsfunktion des Staats­
anwalts in ZFA-Verfahren dienen insbesondere die 
neuen Möglichkeiten der ZPO für die Mitwirkung des 
Staatsanwalts. Dieser kann
— selbständig Verfahren durch Klage oder Antrag bei 

Gericht anhängig machen (§§ 7, 8 ZPO i. V. m. den 
jeweiligen Rechtsnormen, die ein Klage- oder An­
tragsrecht des Staatsanwalts vorsehen);

— in allen ZFA-Verfahren mitwirken (§ 7 ZPO);
— gegen jede mit einem Rechtsmittel angreifbare ge­

richtliche Entscheidung Protest oder Beschwerde ein- 
legen (§§ 149, 158 Abs. 1 i. V. m. § 159 Abs. 3 ZPO);

— bei Rücknahme einer Klage oder Berufung die Fort­
setzung des Verfahrens beantragen (§§ 30 Abs. 4, 155 
Abs. 2 ZPO);

— durch Klage die Wiederaufnahme eines rechtskräftig 
abgeschlossenen Verfahrens einleiten (§ 163 Abs. 3 
ZPO);

— die Kassation rechtskräftiger Entscheidungen und 
rechtsverbindlicher gerichtlicher Einigungen beantra­
gen (§ 160 ZPO).

Der Staatsanwalt kann in ZFA-Verfahren seine Rechte 
und Pflichten jedoch nur dann wirkungsvoll ausüben, 
wenn die Gerichte die festgelegten Informationspflich­
ten ihm gegenüber erfüllen. Dazu sieht die ZPO vor:
— Ist der Staatsanwalt Prozeßpartei (§ 9 Abs. 1 ZPO), 

sind alle gemäß § 37 ZPO vorgesehenen Zustellungen 
an ihn in vereinfachter Form vorzunehmen (§ 40 
Abs. 3 ZPO);

— Erklärungen über Klage und Berufungsrücknahmen 
sind dem Staatsanwalt in dem in der ZPO vorgese­
henen Umfang zuzustellen (§§ 30 Abs. 2 und 3, 155 
Abs. 1 ZPO);

— das Gericht hat den Staatsanwalt über bedeutungs­
volle ZFA-Verfahren (§ 32 Abs. 2 ZPO) oder bei Ver­
dacht einer Straftat (§ 71 Abs. 3 ZPO) zu informieren.

Der Staatsanwalt informiert das Gericht unverzüglich 
darüber, ob er
— auf Grund der gemäß § 71 Abs. 3 ZPO zugegangenen 

Mitteilung ein Ermittlungsverfahren einleitet und 
deshalb die Unterbrechung des Verfahrens notwen­
dig ist;

— die Fortsetzung des Verfahrens oder Berufungsver­
fahrens beantragt;

— in dem als bedeutungsvoll gemeldeten Verfahren 
mitwirkt oder andere Maßnahmen der Gesetzlich­
keitsaufsicht anwendet.

Der Staatsanwalt sollte das Gericht ständig darüber auf 
dem laufenden halten, welche Verfahren er für so be­
deutungsvoll ansieht, daß er darüber informiert werden 
möchte. Das können solche Verfahren sein, die bereits 
im Zusammenhang mit der Erfüllung der Aufsichts­
funktion des Staatsanwalts in ZFA-Verfahren genannt 
worden sind, Verfahren, die für die Arbeitsplanauf­
gaben des Staatsanwalts von Interesse sind, oder Ver­
fahren von besonderer örtlicher Bedeutung. Der Staats­
anwalt kann es auch für erforderlich halten, über Ver­
fahren informiert zu werden, die einen bestimmten Be­
trieb oder einen Wirtschaftsbereich betreffen oder die 
für die Durchsetzung von Ordnung, Disziplin und Sicher­
heit richtungweisend sein können.
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